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Amtsblatt
für den Landkreis Uelzen

31. März 202049. Jahrgang Nr. 7

Bekanntmachung der Städte, Samtgemeinden
und Gemeinden

I. Haushaltssatzung  
des Eigenbetriebes Gebäudewirtschaft Stadt Uelzen  

für das Haushaltsjahr 2020

Aufgrund des §112 des Niedersächsischen Kommunalverfas-
sungsgesetzes hat der Rat der Stadt Uelzen in der Sitzung am 
16.12.2019 folgende Haushaltssatzung beschlossen:

§ 1
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2020 wird

1. 	 im Ergebnishaushalt
	 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag

1.1 	der ordentlichen Erträge auf� 7.015.700 €
1.2 	der ordentlichen Aufwendungen auf� 6.840.300 €

1.3 	der außerordentlichen Erträge auf� 0 €
1.4 der außerordentlichen Aufwendungen auf� 0 €

2. 	 im Finanzhaushalt
	 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag

2.1	� auf Einzahlungen aus  
laufender Verwaltungstätigkeit� 6.683.400 e

2.2	� auf Auszahlungen aus  
laufender Verwaltungstätigkeit � 5.530.500 €

2.3 	auf Einzahlungen für Investitionstätigkeit � 4.410.000 €
2.4 	auf Auszahlungen für Investitionstätigkeit � 17.764.800 €

2.5 	auf Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit � 13.344.800 €
2.6 	auf Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit � 914.700 €

festgesetzt.

Nachrichtlich: Gesamtbetrag
- der Einzahlungen des Finanzhaushaltes � 24.438.200 €
- der Auszahlungen des Finanzhaushaltes � 24.210.000 €

§ 2
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Inves- 
titionen und Investitionsförderungsmaßnahmen (Kreditermächti-
gung) wird auf 13.344.800 € festgesetzt.

§ 3
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht festgesetzt.

§ 4
Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2020 Liquiditäts-
kredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in Anspruch 
genommen werden dürfen, wird auf 1.000.000 € festgesetzt.

Uelzen, 17.12.2019

Bürgermeister
Markwardt

Die vorstehende Haushaltssatzung ist vom Landkreis Uelzen unter 
dem Aktenzeichen 20-006/25/33 (EB-GW 2020) am 10.03.2020 
genehmigt worden. 
Der Haushaltsplan liegt gemäß§ 114 Abs. 2 des Niedersäch-
sischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom Tage 
der Bekanntmachung an während der Zeit von 7 Arbeitstagen zur 
öffentlichen Einsicht aus während der Dienststunden im Raum 
1.04 bei den Betrieblichen Diensten/ Gebäudewirtschaft Stadt  
Uelzen, Bartholomäiwiesen 2 und im Bürgeramt im Rathaus  
Uelzen. 

Uelzen, den 13.03.2020

Bürgermeister
Markwardt

Bekanntmachung

Gemeinde Weste
1. Änderung des Bebauungsplanes „Weste Bahnhof“ für die 
Grundstücke Am Hohen Kreuz Nr. 9 und 11 (Flurstücke 202/13 
und 203/13) gemäß § 13a BauGB – in Textform
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Der Rat der Gemeinde Weste hat am 19.02.2020 die 1. Änderung 
des Bebauungsplanes „Weste Bahnhof“ für die Grundstücke Am 
Hohen Kreuz Nr. 9 und 11 (Flurstücke 202/13 und 203/13) – in 
Textform als Satzung sowie die Begründung beschlossen.

Der räumliche Geltungsbereich der Satzung ist in dem nachstehen-
den Lageplan durch eine schwarze unterbrochene Linie kenntlich 
gemacht.
Mit dem Tag der Veröffentlichung dieser Bekanntmachung im 
Amtsblatt für den Landkreis Uelzen tritt die Satzung gemäß § 10 
Abs. 3 BauGB in Kraft.
Die Satzung über die 1. Änderung des Bebauungsplanes  
„Weste Bahnhof“ für die Grundstücke Am Hohen Kreuz Nr. 9 und 11  
(Flurstücke 202/13 und 203/13) liegt einschließlich Begründung 
vom Tage dieser Bekanntmachung an während der Öffnungs-
zeiten sowie nach vorheriger telefonischer Vereinbarung auch 
außerhalb dieser Zeiten im Gemeindebüro Weste, Feuerwehr- 
gerätehaus, 29599 Weste ständig aus. Jedermann kann Einsicht 
nehmen und über den Inhalt Auskunft verlangen.

Übersichtsplan mit Lage des Plangeltungsbereiches
Quelle: Auszug aus den Geobasisdaten der Niedersächsischen 
Vermessungs- und Katasterverwaltung, © 2019
Landesamt für Geoinformation und Landesvermessung  
Niedersachsen (LGLN)

Es wird darauf hingewiesen, dass die beachtliche Verletzung der 
in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 – 3 BauGB bezeichneten Verfahrens- 
und Formvorschriften, eine unter Berücksichtigung des § 214 
Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften über das 
Verhältnis der Satzung und des Flächennutzungsplans und nach  
§ 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungs-
vorgangs dann unbeachtlich werden, wenn sie nicht innerhalb 
eines Jahres seit der Bekanntmachung schriftlich gegenüber der 
Gemeinde Weste unter Darlegung des die Verletzung begrün-
denden Sachverhalts geltend gemacht worden sind.

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 
BauGB über die Entschädigung von durch die Satzung eingetretenen 
Vermögensnachteilen sowie über die Fälligkeit und das Erlöschen 
entsprechender Entschädigungsansprüche wird hingewiesen.

Weste, 19.03.2020 

GEMEINDE WESTE

Der Bürgermeister
A. Ritzer

Haushaltssatzung der Gemeinde Wriedel  
für das Haushaltsjahr 2020

Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Verfassungsgesetzes 
hat der Rat der Gemeinde Wriedel in der Sitzung am 13.02.2020 
folgende Haushaltssatzung beschlossen:

§ 1
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2020 wird

1. 	 im Ergebnishaushalt
	 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 

1.1 	der ordentlichen Erträge auf � 2.277.400 €
1.2 	der ordentlichen Aufwendungen auf� 2.090.900 €

1.3 	der außerordentlichen Erträge � 0 €
1.4 	der außerordentlichen Aufwendungen auf � 0 €

2. 	 im Finanzhaushalt 
	 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag
 
2.1 	�der Einzahlungen aus  

laufender Verwaltungstätigkeit� 2.220.000 €
2.2 	�der Auszahlungen aus  

laufender Verwaltungstätigkeit� 1.984.900 €

2.3 	der Einzahlungen für Investitionstätigkeit� 339.000 €
2.4 	der Auszahlungen für Investitionstätigkeit� 158.800 €

2.5 	der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit� 0 €
2.6 	der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit� 30.000 €

festgesetzt.

§ 2
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen 
werden nicht veranschlagt.

§ 3
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird auf 
100.000 € festgesetzt.

§ 4
Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2020 Liquiditäts-
kredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in Anspruch 
genommen werden dürfen, wird auf 350.000 € festgesetzt.

§ 5
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern sind für das 
Haushaltsjahr 2020 wie folgt festgesetzt:

1. Grundsteuer

1.1 	�für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe  
(Grundsteuer A)� 390 v. H.

1.2 	für die Grundstücke (Grundsteuer B)� 390 v. H.

2. Gewerbesteuer� 390 v. H.

§ 6
Für die Befugnis des Bürgermeisters, über- und außerplanmäßigen 
Aufwendungen und Auszahlungen nach § 117 (1) NKomVG zuzu-
stimmen, gelten Aufwendungen und Auszahlungen bis zur Höhe 
von 2.000 € als unerheblich.

Wriedel, den 13.02.2020

Bürgermeister 
Peter

Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2020 
wird hiermit bekannt gemacht. Eine Genehmigung durch die  
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Aufsichtsbehörde ist nicht erforderlich. Der Haushaltsplan liegt 
gemäß § 114 Abs. 2 des Niedersächsischen Kommunalgesetzes 
(NKomVG) in der z. Zt. geltenden Fassung vom Tage nach der 
Bekanntmachung an während der Zeit von 7 Arbeitstagen zur  
öffentlichen Einsicht im Gemeindebüro Wriedel während der 
Dienststunden aus.
 
Wriedel, den 20. März 2020
 
Bürgermeister 
Peter

Haushaltssatzung der Gemeinde Altenmedingen  
für das Haushaltsjahr 2020

Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungs-
gesetzes (NKomVG) hat der Rat der Gemeinde Altenmedingen in der 
Sitzung am 11.02.2020 folgende Haushaltssatzung beschlossen:

§ 1
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2020 wird
1. 	 im Ergebnishaushalt
	 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag

1.1 	der ordentlichen Erträge auf � 1.648.600 €
1.2 	der ordentlichen Aufwendungen auf � 1.458.800 €
 
1.3 	der außerordentlichen Erträge � 0 €
1.4 	der außerordentlichen Aufwendungen � 0 €

2. 	 im Finanzhaushalt
	 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 

2.1 	�der Einzahlungen aus  
laufender Verwaltungstätigkeit � 1.599.000 €

2.2 	�der Auszahlungen aus  
laufender Verwaltungstätigkeit � 1.372.600 €

2.3 	der Einzahlungen für Investitionstätigkeit � 145.000 €
2.4 	der Auszahlungen für Investitionstätigkeit � 82.000 €

2.5 	der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit � 227.600 €
2.6 	der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit � 254.500 €

Nachrichtlich: In der Finanzierungstätigkeit sind Umschuldungen 
mit 227.600 € veranschlagt.

festgesetzt.

§ 2
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen 
werden nicht veranschlagt. 

§ 3
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt.

§ 4
Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2020 Liquiditäts-
kredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in Anspruch 
genommen werden dürfen, wird auf 240.000 € festgesetzt.

§ 5
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das 
Haushaltsjahr 2020 wie folgt festgesetzt:

1. 	 Grundsteuer
	 a) �für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe  

(Grundsteuer A)� 420 v. H.
	 b) �für die Grundstücke (Grundsteuer B)� 420 v. H.

2. 	 Gewerbesteuer� 380 v. H.

§ 6
Für die Befugnis des Bürgermeisters, über- und außerplanmäßigen 
Aufwendungen und Auszahlungen nach 117 (1) NKomVG zuzu-
stimmen, gelten Aufwendungen und Auszahlungen bis zu einer 
Höhe von 5.000,00 € als unerheblich

Altenmedingen, den 11.02.2020

Bürgermeister 
Marquard

Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2020 
wird hiermit bekannt gemacht Eine Genehmigung durch die  
Aufsichtsbehörde ist nicht erforderlich. Der Haushaltsplan liegt 
gemäß § 114 Abs. 2 des Niedersächsischen Kommunalgesetzes 
(NKomVG) in der z. Zt. geltenden Fassung vom Tage nach der 
Bekanntmachung an während der Zeit von 7 Arbeitstagen zur  
öffentlichen Einsicht im Gemeindebüro Altenmedingen während 
der Dienststunden aus.
 
Altenmedingen, den 19. März 2020
 
Bürgermeister 
Marquard

Allgemeinverfügung 
des Zweckverbandes Gesundheitsamt  

Uelzen – Lüchow-Dannenberg

über die Schließung weiterer Einrichtungen des  
Gaststättengewerbes angesichts der Corona-Epidemie 
und zum Schutz der Bevölkerung vor der Verbreitung  

des Coronavirus SARS-CoV-2 im Landkreis Uelzen

Gemäß § 28 Absatz 1 Satz 2 Infektionsschutzgesetz (IfSG) wird 
ergänzend zu den Allgemeinverfügungen des Zweckverbandes 
Gesundheitsamt Uelzen – Lüchow-Dannenberg zur Beschränkung 
von sozialen Kontakten im öffentlichen Bereich angesichts der 
Corona-Epidemie und zum Schutz der Bevölkerung vor der Ver-
breitung des Coronavirus SARS-CoV-2 vom 17.03. und 18.03.2020 
folgende weitere Allgemeinverfügung durch den Zweckverband 
Gesundheitsamt Uelzen – Lüchow-Dannenberg erlassen: 

1. 	� Betriebe des stehenden Gaststättengewerbes im Sinne des 
§ 1 Abs. 1 Gaststättengesetz, insbesondere Restaurants, 
Speisegaststätten, Schankwirtschafen, Systemgastronomie, 
Imbisse, Mensen und dergleichen, sind für den Publikums- 
verkehr zu schließen.

2. 	� Vom Verbot gemäß Nr. 1 gelten folgende Ausnahmen:
	 a)	 Die in Nr. 1 genannten Betriebe dürfen Leistungen, den  

Verkauf von Speisen und Getränken, im Rahmen eines 
Außerhausverkaufs für den täglichen Bedarf nach telefo-
nischer oder elektronischer Bestellung erbringen,

	 b)	 gleiches gilt für entsprechende gastronomische Liefer-
dienste. 

3. 	� Der Verzehr der gemäß Nr. 2 erworbenen Speisen und  
Getränke ist innerhalb eines Umkreises von 50 Metern zu die-
sen Betrieben verboten.

4. 	� Aus hygienischen Gründen ist eine bargeldlose Bezahlung 
dringend zu empfehlen.

5. 	� Diese Allgemeinverfügung gilt am Tag nach der ortsüb-
lichen Bekanntmachung als bekannt gegeben und gilt bis  
einschließlich 18. April 2020. Eine Verlängerung ist möglich. 

Begründung
I. 	� Rechtsgrundlage für die getroffene Maßnahme ist § 28  

Absatz 1 Infektionsschutzgesetz (IfSG). Nach Satz 1 hat die 
zuständige Behörde die notwendigen Schutzmaßnahmen zu 
treffen, wenn Kranke, Krankheitsverdächtige, Ansteckungs-
verdächtige oder Ausscheider festgestellt werden oder sich 
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ergibt, dass ein Verstorbener krank, krankheitsverdächtig oder 
Ausscheider war, soweit und solange es zur Verhinderung der 
Verbreitung übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. Nach 
Satz 2 kann die zuständige Behörde Veranstaltungen einer 
größeren Anzahl von Menschen beschränken oder verbieten 
und Badeanstalten oder in § 33 genannte Gemeinschafts- 
einrichtungen oder Teile davon schließen; sie kann auch  
Personen verpflichten, den Ort, an dem sie sich befinden, nicht 
zu verlassen oder von ihr bestimmte Orte nicht zu betreten, 
bis die notwendigen Schutzmaßnahmen durchgeführt worden 
sind. 

	� Vor dem Hintergrund der äußerst dynamischen Verbreitung 
von Infektionen mit dem SARS-CoV-2 Virus und Erkrankungen 
an COVID-19 müssen unverzüglich weitere umfänglich wirk-
same Maßnahmen zur Verzögerung der Ausbreitungsdyna-
mik und zur Unterbrechung von Infektionsketten ergriffen  
werden. Weitreichende effektive Maßnahmen sind dazu  
dringend notwendig, um im Interesse der Bevölkerung und des 
Gesundheitsschutzes die dauerhafte Aufrechterhaltung des 
Gesundheitssystems in Niedersachsen sicherzustellen. 

	� Ziel der Maßnahme ist die Entschleunigung und Unter- 
brechung der Infektionsketten, dies lässt sich aufgrund  
aktueller fachlicher Risikowertungen nur mit weiteren Maß-
nahmen zur Einschränkung sozialer Kontakte und damit zur  
Unterbrechung der Infektionsketten erreichen. Die Unter-
sagung eines Publikumsverkehrs für Restaurants, Speise-
gaststätten, Systemgastronomie, Imbisse und Mensen und 
dergleichen stellt im Kontext der übrigen Maßnahmen zur 
Kontaktreduzierung ein wirksames, angemessenes Vorgehen 
dar. Diese weitere Maßnahme zur Eindämmung der  
Verbreitungsrisiken ist angesichts des angestrebten Ziels der  
Aufrechterhaltung der Gesundheitsversorgung für die  
Gesamtbevölkerung auch verhältnismäßig.

	� Zugleich gilt es, die Ernährungsversorgung der Bevölkerung 
aufrechtzuerhalten. Hierzu dient die Ausnahmeregelung für 
den Außerhausverkauf. Vor dem Hintergrund der Anforde-
rungen des Gesundheitsschutzes sind die mit der Ausnahme 
verbunden Auflagen gerechtfertigt.

	� Die notwendigen und differenzierten Maßnahmen zur  
Kontaktreduzierung in besonderen Bereichen der Gesellschaft  
dienen der Aufrechterhaltung der Funktionsfähigkeit des 
derzeit durch das Influenza-Geschehen hoch beanspruchten 
Gesundheitssystems über einen absehbar längeren Zeitraum 
hinaus.

	� Diese und weitere kontaktreduzierende Maßnahmen tragen 
in besonderer Weise zum Schutz besonders vulnerable  
Bevölkerungsgruppen bei. Denn gegen den SARS-CoV-2 Virus 
steht derzeit keine Impfung bereit und es stehen keine  
gezielten, spezifischen Behandlungsmethoden zur Verfügung. 

	� Daher stellen die kontaktreduzierenden Maßnahmen für die 
breite Bevölkerung das einzig wirksame Mittel zum Schutz 
der Gesundheit der Allgemeinheit und zur Aufrechterhaltung  
zentraler Infrastrukturen dar.

II. 	� Die sachliche Zuständigkeit für den Erlass dieser Allgemein-
verfügung folgt aus § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 des Niedersäch-
sischen Gesetzes über den öffentlichen Gesundheitsdienst 
(NGöGD). Danach obliegen den Landkreisen und kreisfreien 
Städten die Aufgaben des Gesundheitsamtes, der zustän-
digen Behörde oder der zuständigen Stelle nach dem Infek- 
tionsschutzgesetz oder einer aufgrund des Infektionsschutz-
gesetzes erlassenen Verordnung. Die Aufgaben gehören zum 
übertragenen Wirkungskreis (§ 3 Abs. 1 Satz 3 NGöGD). Der 
Zweckverband Gesundheitsamt Uelzen - Lüchow-Dannenberg 
ist Träger des Gesundheitsamtes des Landkreises Uelzen; die 
Pflichtaufgabe des Infektionsschutzes wurde dem Zweckver-
band von den Landkreisen Uelzen und Lüchow-Dannenberg 
übertragen (§§ 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, 7 ff. des Niedersäch-
sischen Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit 
(NKomZG) i. V. m. § 1 Nr. 3 der Verbandsordnung des Zweck-
verbandes Gesundheitsamt Uelzen/Lüchow-Dannenberg). 
Die örtliche Zuständigkeit des Zweckverbandes Gesundheits-
amt Uelzen – Lüchow-Dannenberg für die Durchführung des  
Infektionsschutzgesetzes (IfSG) im Gebiet des Landkreises 

Uelzen folgt aus § 2 NKomZG, § 1 Abs. 1 der Verbandsord-
nung des Zweckverbandes Gesundheitsamt Uelzen/Lüchow- 
Dannenberg, § 1 Abs. 1 des Niedersächsischen Verwaltungs-
verfahrensgesetzes (NVwVfG) i.V.m. § 3 Abs. 1 Nr. 3 des  
Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG).

	� Auf die Strafbarkeit einer Zuwiderhandlung gegen die  
getroffenen Anordnungen wird gemäß § 75 Absatz 1 Nr. 1 und 
Absatz 3 IfSG hingewiesen. 

	� Die Allgemeinverfügung ist gemäß § 28 Abs. 3 i.V.m. § 16 
Abs. 8 IfSG sofort vollziehbar. Widerspruch und Klage gegen 
die Maßnahmen haben keine aufschiebende Wirkung.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht Lüneburg, 
Adolph-Kolping-Straße 16, 21337 Lüneburg erhoben werden. 

Uelzen, den 20.03.2020

ZWECKVERBAND GESUNDHEITSAMT 
UELZEN – LÜCHOW-DANNENBERG

Der Geschäftsführer
Teske

Haushaltssatzung  
des Zweckverbandes Gesundheitsamt  

Uelzen – Lüchow-Dannenberg  
für das Haushaltsjahr 2020

Aufgrund des § 16 Abs. 1 und 2 des Niedersächsischen Gesetzes 
über die kommunale Zusammenarbeit (NKomZG) in der z.Zt. 
geltenden Fassung i.V.m. den §§ 110 ff. des Niedersächsischen 
Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in der z.Zt. geltenden 
Fassung hat die Verbandsversammlung des Zweckverbandes  
Gesundheitsamt Uelzen – Lüchow-Dannenberg am 02.12.2019 
folgende Haushaltssatzung beschlossen:

§ 1
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2020 wird

1. 	 im Ergebnishaushalt
	 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag

1.1	 der ordentlichen Erträge auf� 3.155.700 €
1.2	 der ordentlichen Aufwendungen auf� 3.155.700 €

1.3	 der außerordentlichen Erträge auf� 0 €
1.4	 der außerordentlichen Aufwendungen auf� 0 €

2. 	 im Finanzhaushalt
	 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag

2.1	� der Einzahlungen aus  
laufender Verwaltungstätigkeit auf� 3.127.000 €

2.2	� der Auszahlungen aus  
laufender Verwaltungstätigkeit auf� 3.092.200 €

2.3	 der Einzahlungen für Investitionstätigkeit auf� 0 €
2.4	 der Auszahlungen für Investitionstätigkeit auf� 3.000 €

2.5	 der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit auf� 0 €
2.6	 der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit auf� 0 €

festgesetzt.

§ 2
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen 
werden nicht veranschlagt.



– 47 –
§ 3

Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt.

§ 4
Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2020 Liquiditäts-
kredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in Anspruch 
genommen werden dürfen, wird auf 400.000 € festgesetzt.

§ 5
Die für das Haushaltsjahr 2020 aufzubringende Verbandsumlage 
beträgt 2.335.300 €. Es entfallen hiervon auf den Landkreis  
Lüchow-Dannenberg 778.433,33 € und auf den Landkreis Uelzen 
1.556.866,67 €.

§ 6
Für die Befugnis des Geschäftsführers, über- und außerplan-
mäßigen Aufwendungen und Auszahlungen nach § 16 Abs. 2  
NKomZG i.V.m. § 117 NKomVG zuzustimmen, gelten  
Aufwendungen und Auszahlungen bis zur Höhe von 15.000 € als 
unerheblich.

Uelzen, den 02.12.2019

Vorsitzender der Verbandsversammlung
Schulz

Geschäftsführung
Teske

Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2020 
wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.

Eine Genehmigung der Haushaltssatzung durch die Aufsichts- 
behörde ist nicht erforderlich.

Der Haushaltsplan liegt gemäß § 16 Abs. 2 NKomZG i.V.m. § 114 
Abs. 2 Satz 3 NKomVG ab dem 15.04.2020 an für sieben Arbeits-
tage (Montag – Freitag) im Kreishaus des Landkreises Uelzen, 
Veerßer Straße 53, 29525 Uelzen, während der Öffnungszeiten 
zur Einsichtnahme öffentlich aus. Aufgrund der Corona-Pandemie 
kann die Einsichtnahme nur nach vorheriger Terminabsprache 
(Tel.: 0581 / 82119; E-Mail: h.wolk@landkreis-uelzen.de) erfolgen.

Uelzen, den 31.03.2020

Geschäftsführer
Teske
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